
Unzweifelhaft ist allerdings, daß das auf Grund der 
Todeserklärung in die Personenstandsregister einge­
tragene Sterbedatum bei Vorlage der Sterbeurkunde 
berichtigt werden muß. Damit ist dem öffentlichen 
Interesse an der Schaffung klarer Verhältnisse voll­
kommen Genüge getan. Die Möglichkeit hierzu ist 
durch die Bestimmung des § 46 Abs. 2 Personen- 
standG gegeben, wonach der Standesbeamte eine 
Eintragung im Sterbebuch berichtigen kann, wenn der 
richtige Sachverhalt durch eine öffentliche Urkunde 
nachgewiesen wird. Die nachträglich ausgestellte oder 
aufgefundene Sterbeurkunde ist aber eine solche 
öffentliche Urkunde, die für den geschilderten Zweck 
vollkommen ausreicht.

Die Unrichtigkeit der von Grabow vorgetragenen 
Ansicht geht auch daraus hervor, daß das Gesetz keinen 
Fingerzeig dafür gibt, wer berechtigt sein sollte, den 
Antrag auf Aufhebung der Todeserklärung zu stellen. 
Ein „Überlebender“, wie ihn § 30 VerschG vorsieht, 
ist nicht vorhanden. Eine Antragstellung durch die 
Staatsanwaltschaft soll aber der Natur der Sache nach 
nur im öffentlichen Interesse erfolgen. Ein solches 
öffentliches Interesse ist bei dem Wiederauftauchen 
eines Verschollenen immerhin denkbar. Warum soll 
aber der Staatsanwalt tätig werden, wenn sich zwei 
Erbprätendenten wegen der Feststellung des Todes­
zeitpunktes ihres Erblassers in die Haare geraten? Das 
hieße doch wohl, die Aufgaben unserer Staatsanwälte 
verkennen.

Grabow erkennt diese Schwierigkeit, sieht aber keine 
geeignete Abhilfe. Sein auf keinerlei gesetzliche Be­
stimmung gestützter Vorschlag, die Todeserklärung 
von Amts wegen aufheben zu lassen, ist eine Verlegen­
heitslösung. Wenn man den Gerichten die Verpflich­
tung aufbürden will, unrichtige Todeserklärungen von 
Amts wegen aufzuheben, so bedeutet dies nichts 
anderes, als sie mit Dingen zu belasten, die ausschließ­
lich die Standesämter angehen

Die gleichen Erwägungen gelten selbstverständlich, 
wenn ein gerichtlicher Beschluß auf Feststellung der 
Todeszeit gemäß §§ 39 bis 45 VerschollenheitsG mit 
einer nachträglich erlassenen oder aufgefundenen 
Sterbeurkunde in Widerspruch steht.

Hier scheint mir ausnahmsweise die Zitierung des 
alten, allerdings oft mißbrauchten, lateinischen Sprich­
wortes „quieta non movere“, frei übersetzt etwa 
„zwecklose Arbeiten sind zu vermeiden“, am Platze 
zu sein. Bestrebungen, alles und jegliches durch die 
Gerichte ordnen zu lassen, was gar keiner Regelung 
bedarf oder sich von selbst regelt, müssen zwangs­
läufig dazu führen, daß der Bürokratismus und der 
Papierkrieg gefördert werden. Gerade das aber sollte 
vermieden werden.

Abteilungsleiter Dr. Fritz N i e t h a m m e r

Zur Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
gegenüber Unterhaltsverpflichteten in West­

deutschland
Die westdeutschen Gerichte lehnen die Durchführung 

der Zwangsvollstreckung aus Schuldtiteln, die von Ge­
richten der Deutschen Demokratischen Republik er­
lassen wurden, und aus vollstreckbaren Urkunden der 
Vaterschaftsanerkennungs und Unterhaitsverpflichtung 
fast ausnahmslos ab, und zwar auch dann, wenn diese 
nicht nur auf Zahlung von DM der Deutschen Noten­
bank lauten, sondern auch wenn sie eine Verurteilung 
auf DM schlechthin aussprechen.

Sie erkennen zwar an, daß Unterhaltsansprüche nur 
in DM der Deutschen Notenbank entstehen, das be­
deute aber noch nicht, daß der Beklagte durch ein auf 
DM der Deutschen Notenbank lautendes Urteil zur 
Zahlung auf Unterhalt angehalten werden könnte, da 
dem die geltenden Währungs- und Devisengesetze ent­
gegenstehen. Der Schuldner ist auf Grund dieser Be­
stimmungen rechtlich daran gehindert, seine Unter­
haltsschuld in DM der Deutschen Notenbank zu tilgen.

Zahlung kann demnach nur verlangt werden, wenn 
ein Urteil vorliegt, das ausdrücklich'auf DM lautet.

Der Kläger ist somit auf die Erwirkung eines neuen 
Schuldtitels angewiesen. Es ist deshalb nochmalige 
Klageerhebung erforderlich. Eine Umschreibung auf 
DM-West erfolgt nur bei solchen, die vor der Wäh­
rungsreform (Juni 1948) ergangen sind und auf RM 
lauten.

Manche Gerichte machen auch einen Wertunterschied 
zwischen DM der Deutschen Notenbank und DM-West 
und erkennen nur einen Teilbetrag des üblichen Un­
terhaltssatzes als gerechtfertigt an mit der Begrün­
dung, daß die Kaufkraft der DM-West ungleich höher 
sei als eine DM der Deutschen Notenbank. Sie ver­
weisen außerdem auf den illegalen Umrechnungskurs, 
der sich im Reiseverkehr herausgebildet hat.

Diese Einwände sind entschieden zurückzuweisen, 
weil es nicht darauf ankommt, welche Kaufkraft die 
einzelne Mark hat. sondern allein darauf, daß der 
Kläger die Unterhaltszahlung, die vom Beklagten ge­
fordert wird und auch zu leisten ist, auf legalem Wege 
nur im Verhältnis 1 :1 erhält. Es besteht für den 
Kläger keine legale Möglichkeit der Ausnutzung des 
Wechselstubenkurses bzw. des im Reiseverkehr heraus­
gebildeten illegalen Kurses.

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes der Deutschen 
Demokratischen Republik über den innerdeutschen 
Zahlungsverkehr erfolgen ständig Verrechnungen mit 
Genehmigung der Landeszentral-Bank und der Deut­
schen Notenbank der Deutschen Demokratischen Repu­
blik. Für diesen einzigen zulässigen und legalen 
Zahlungs- und Verrechnungsverkehr kommt aber ein 
Kurs der DM-West zur DM der Deutschen Notenbank 
nur im Verhältnis 1:1 in Frage.

Dieser Meinung haben sich inzwischen insbesondere 
die Berufungsgerichte angeschlossen.

So stellt das Landgericht Essen in seiner Entschei­
dung vom 10. August 1951 (10 T 48/51) u. a. fest:

„Was die Höhe des Unterhalts angeht, so besteht 
keine legale Möglichkeit der Ausnutzung des Wechsel­
stubenkurses. Die Gerichte billigen im allgemeinen 
den in der Ostzone wohnenden Kindern den gleichen 
Unterhalt in DM-West zu, den ein in der Bundes­
republik lebendes Kind aus den gleichen sozialen Ver­
hältnissen zu beanspruchen hat. Der Beklagte kann 
nur verurteilt werden, den Unterhalt entweder aus 
einem Ostmarkguthaben oder, was praktisch allein in 
Frage kommt, in DM-West zu zahlen. Dabei ist aller­
dings zu beachten, daß nach den geltenden Devisen­
bestimmungen die Beträge auf Sperrkonto zu hinter­
legen sind.“

Das Landgericht Essen verweist zu diesem gesamten 
Fragenkomplex auf das Urteil des Landgerichts Essen 
(s. Dtsch. Rechtspfleger 1951 Seite 375).

Das Landgericht Verden (Aller) stellt zu dieser glei­
chen Frage in dem Urteil vom 21. August 1951 (1 S 
199/51) folgendes fest:

„Es bleibt demnach für den Beklagten nur die Mög­
lichkeit, den Betrag in DM-West auf ein Sperrkonto 
der Klägerin in der Westzone zu zahlen. Über dieses 
kann dann die Klägerin mit Genehmigung der Landes­
zentralbank verfügen (19. und 37. DurchfVO zum 
UmstG). Der Beklagte kann daher nicht zur Leistung 
in DM-Ost verurteilt werden, denn damit würde von 
ihm eine Leistung verlangt, die gegen währungs- und 
devisenrechtliche Bestimmungen verstieße. — Da der 
Beklagte rechtlich gehindert ist, seine Unterhaltsschuld 
in DM-Ost zu tilgen, muß er sich eine Verurteilung 
in DM-West gefallen lassen. Da weiter die Klägerin 
nicht in der Lage ist, ordnungsgemäß vom Sperrkonto 
abgehobenes Geld umzutauschen und in die Ostzone 
zu schaffen, kann auch nicht der im Reiseverkehr her­
ausgebildete Kurs der DM-Ost zur DM-West zugrunde 
gelegt werden. Ein amtlicher Umrechnungskurs be­
steht für beide als Binnenwährung nicht. Die Klägerin 
kann nicht darauf verwiesen werden, wie das Amts­
gericht mit Recht ausgeführt hat, etwaige für den Be­
klagten günstige Umtauschmöglichkeiten auszunutzen.“


